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1  Einleitung 
 

Im Mittelpunkt dieses Papiers steht das für bestmögliche demokratische Entscheidungen er-
forderliche Wissen über die inhaltlichen Zusammenhänge, sowie über die Ziele, das heißt 
über die politischen Präferenzen der Bürger. Es werden die institutionellen Bedingungen von 
Informationsprozessen betrachtet, einerseits bezüglich der Fachkompetenz zur realistischen 
Einschätzung von Politikmöglichkeiten und andererseits bezüglich der Ermittlung der Präfe-
renzen der Bürger.  

Ein Kernproblem für demokratische Entscheidungen besteht darin, dass die Politiker häufig 
nicht über das notwendige Wissen verfügen, das erst „gute Entscheidungen“ ermöglicht. Sol-
ches Wissen (Fachkompetenz) ist grundsätzlich reichlich vorhanden, wenn man die Gesell-
schaft in ihrer Gesamtheit betrachtet. Es gab einen gewaltigen Wissenszuwachs durch univer-
sitäre und private Forschung und Praxis auf vielen Gebieten. Die extrem stark angestiegene 
technische Verfügbarkeit vorhandenen Wissens durch das Internet könnte man auch als In-
formationsexplosion beschreiben. Das verbleibende, gravierende Problem ist die adäquate 
Nutzung der jeweiligen Fachkompetenz bzw. des in der Gesellschaft vorhandenen Wissens 
für demokratische Entscheidungen in der Politik. 

Demokratische Entscheidungen beziehen sich auf gesellschaftliche Zustände mit einer Viel-
zahl von Betroffenen und zum Teil langen Wirkungshorizonten. Die Entscheidungskomplexi-
tät ist oft besonders hoch. Dies wird dadurch verschärft, dass häufig apriori gar nicht klar ist, 
was „die Gesellschaft“ eigentlich will bzw. was „das Gemeinwohl“ in dem jeweiligen politi-
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schen Kontext konkret ausmacht. Das heißt, die Präferenzen der Bürger sind häufig nicht ap-
riori bekannt, sondern müssen erst ermittelt und evaluiert werden, was einen wesentlichen 
Teil der Probleme ausmacht. Im Folgenden geht es um die Gruppe der schwierigsten staatli-
chen Entscheidungen, nämlich solche, die viel Fachkompetenz erfordern, deren Zielfunktio-
nen aber nicht apriori bekannt sind, so dass man die Entscheidungen nicht einfach „den Ex-
perten“ überlassen kann. Dies ist das Feld S in Abb. 1.  
 

 

Abb. 1 : Staatliche Aufgabenfelder, Präferenzrelevanz und Fachkompetenz1 

 

Der Beitrag ist im Weiteren so gegliedert, dass zunächst (Abschnitt 2) das Kernproblem mit 
ökonomischer Analytik stärker präzisiert wird, und zwar unter Bezugnahme auf eine Politik-
möglichkeitskurve einerseits und auf die gesellschaftliche Präferenzstruktur auf einem Ent-
scheidungsfeld andererseits. Abschnitt 3 thematisiert die Fachkompetenz über die Politikmög-
lichkeits-Kurve, die den Politikern zur Verfügung steht bzw. durch adäquate Beratung grund-
sätzlich verfügbare wäre. In Abschnitt 4 werden die Informationsprozesse über die gesell-
schaftlichen Präferenzen im institutionellen Kontext der Demokratie genauer betrachtet.  

Das Hauptanliegen des Beitrages besteht in institutionellen Reformvorschlägen für das demo-
kratische System. Dabei wird nicht auf vorgegebene Verfassungsstrukturen und kurzfristige 
Realisierungschancen Rücksicht genommen, sondern perspektivisch gedacht und reformato-
risch konstruktiv und konsequent vorgegangen. Die Überlegungen stehen im Kontext umfas-
senderer radikaler Reformüberlegungen, die bereits früher (Kruse, 2008a, 2008b und 2009) 
skizziert wurden.  

                                                 

1  Eine „hohe Präferenzrelevanz“ eines Entscheidungsproblems oder Politikfeldes bedeutet, dass die Ermitt-
lung und Evaluation der Präferenzen der Bürger dort von besonders großer Bedeutung für die Qualität 
des Ergebnisses ist. Dies kann z.B. dann der Fall sein, wenn die Präferenzen sehr heterogen sind, das 
Thema neu und komplex ist und die Ziele nicht vorgegeben und nicht selbstverständlich sind. Die Abb. 1 
ist entnommen aus Kruse (2008b). Dort sind die Sachverhalte ausführlicher erläutert. 
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Die Abschnitte 5 und 6 konzipieren die institutionellen Reformperspektiven, beginnend mit 
der Erzeugung und Nutzbarmachung von einschlägiger Fachkompetenz, wobei die staatlichen 
Fachinstitutionen von der Politik unabhängig gemacht werden. Der Abschnitt 6 thematisiert 
verschiedene institutionelle Überlegungen zur Erzeugung von Präferenzinformationen, näm-
lich differenziertere demokratische Wahlen, eine erweiterte Rolle für die Demoskopie und die 
Direkte Demokratie.  

 

2  Kernproblem 
  

Um die Komplexität vieler Politikfelder im Hinblick auf die Fragestellung handhabbar zu 
machen, wird die Problematik in starker Vereinfachung anhand eines Politikfeldes A darges-
tellt (vgl. Abb. 2). Dabei bestehen die einzelnen Optionen für die demokratischen Entschei-
dungsträger aus Punkten Ai auf einem Kontinium von A0 bis AZ. Jede Alternative ist mit be-
stimmten (materiellen und/oder immateriellen) Konsequenzen für andere politische Variablen 
verbunden, die zusammengefasst durch die Ordinate B repräsentiert werden. Wir gehen davon 
aus, dass ein hoher Wert für Ai ceteris paribus mit einem geringeren Wert für Bj verbunden ist 
und vice versa. 

Es sind in der konkreten Entscheidungssituation nicht alle Kombinationen von Ai/Bj in der 
Abb. 2 realisierbar, sondern nur eine Teilmenge, die als „realisierbare Politikmöglichkeiten“ 
bezeichnet werden. Die Effizienzgrenze dieser Teilmenge wird (in Analogie zu einer Trans-
formationskurve) als Politikmöglichkeits-Kurve (PM-Kurve) bezeichnet. 

 

 
 

Abb. 2: Politikmöglichkeits-Kurve und Bürgerpräferenzen 

 

Jede Kombination von Ai/Bj erzeugt einen bestimmten Nutzen für die Gesamtheit der Bürger. 
Dies kann durch eine übliche Schar von Isonutzenkurven (Indifferenzkurvenschar) INJ (J=1…) 
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repräsentiert werden. In der Darstellungsweise der Abb. 2 (bei vorgegebener PM-Kurve und 
vorgegebener Indifferenzkurvenschar INJ) ist die nutzenmaximal realisierbare Politikoption 
AN also die optimale Lösung.  

Wie bei vielen anderen theoretischen Konzepten in der Ökonomie sind auch bei den Isonut-
zenkurven die Informationsanforderungen für eine praxisrelevante Betrachtung extrem hoch, 
so dass sie eigentlich ungeeignet sind (schon wegen der Unmöglichkeit, gesellschaftliche 
Nutzen quantitativ zu erfassen). Außerdem – und vor allem  – entsprechen die Isonutzenkur-
ven zwar einem ökonomischen Effizienzkonzept, jedoch nicht dem demokratischen Prinzip 
des One-Man-One-Vote.  

Es wird deshalb eine Darstellung der Bürgerpräferenzen gewählt, die dem demokratischen 
Prinzip entspricht und die theoretisch und von den Informationsanforderungen her weniger 
anspruchsvoll ist. Es wird davon ausgegangen, dass die PM-Kurve alle effizient realisierbaren 
Politikoptionen umfasst und dass jeder Bürger einen bestimmten Punkt auf der PM-Kurve 
präferiert. Dies lässt sich für die Gesamtheit der Bürger durch eine Verteilungsfunktion F(A) 
darstellen. Der Optimalpunkt ist dann der Medianwert AM.2 

Wir gehen davon aus, dass bei demokratischen Entscheidungen weder die Politikmöglich-
keitskurve noch die politischen Präferenzen a priori bekannt sind und somit erst ermittelt 
werden müssen. Der vorliegende Beitrag interessiert sich für die Frage, welche Informations-
prozesse (Wissenserzeugung und –verarbeitung) in den demokratischen Strukturen und Insti-
tutionen ablaufen müssten, warum das tatsächlich nicht der Fall ist und welche Probleme dies 
aufwirft. Dies wird unterteilt in (1) die Kenntnis der PM-Kurve und (2) die Kenntnis der Prä-
ferenzstruktur der Bürger (Verteilungsfunktion F(A) auf verschiedenen Politikfeldern). 

(1) Die Kenntnis der PM-Kurve auf einem bestimmten Politikfeld ist gleichbedeutend mit der 
Kenntnis der Implikationen (Kosten, Verzicht auf die Erreichung anderer Ziele) der potenziel-
len Entscheidungsalternativen. Dafür ist die Fachkompetenz auf dem fraglichen Politikfeld 
(und damit auf einem oder mehreren Fachgebieten) eine notwendige Voraussetzung. 

Für eine tatsächlich gute demokratische Entscheidung muss dann noch die arbeitsintensive 
Befassung mit der konkreten Situation hinzukommen, was entsprechende Anreize voraus-
setzt. Da die Politiker in der Regel nicht selbst über ausreichende Fachkompetenz verfügen, 
besteht das Problem im Wesentlichen in einer adäquaten Nutzung des anderswo in der Ge-
sellschaft vorhandenen Wissens durch diverse Arten von Politikberatern (Priddat/Theurl, 
2004). 

(2) Kenntnis der Präferenzen der Bürger. Woher wissen die demokratischen Entscheidungs-
träger, welche Präferenzen die Bürger auf einem bestimmten politischen Problemfeld haben? 
Diesbezüglich gibt es für demokratische gegenüber sonstigen Entscheidungs-Situationen eine 
bedeutsame Erschwernis. Möglicherweise sind einem Bürger seine eigenen Präferenzen zu 
einem bestimmten Thema noch gar nicht bekannt und evtl. noch nicht einmal vorhanden, da 
er/sie damit noch nie befasst war. Bezüglich der Präferenzen der Bürger bestehen für die de-
mokratischen Entscheidungsträger in der Regel ebenso große Wissensprobleme wie bezüglich 
der Sachzusammenhänge. 

                                                 

2  AM repräsentiert den Medianwert, wie er sich in einem idealen Abstimmungsprozess herausbilden würde. 
Dieses „demokratische Optimum“ ist theoretisch nicht mit dem Nutzenmaximum AN der oberen Abbil-
dung identisch. Beide dürften jedoch mit der für praktische Zwecke erforderlichen Toleranz relativ nahe 
beieinander liegen. 
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Von zentraler Bedeutung ist, dass die beiden Wissenssphären (bezüglich der Präferenzen und 
der inhaltlichen Sachzusammenhänge) in einer direkten Abhängigkeit stehen. Erst wenn die 
PM-Kurve (bzw. die tatsächlich realisierbaren Entscheidungsalternativen) bekannt ist, können 
die Präferenzen ermittelt werden. Diese Überlegungen beziehen sich erstens auf die politi-
schen Entscheidungsträger und die parlamentarischen Diskussionen zwischen Mehrheits- und 
Minderheitsfraktionen.  

Sie beziehen sich zweitens auch auf die unmittelbare Präferenzartikulation der Bürger bei 
Plebisziten und demoskopischen Erhebungen. Wenn man den Bürgern durch Formen einer 
Direkten Demokratie eine Entscheidungsbefugnis überträgt, sind davon nur in dem Maße 
präferenzadäquate Entscheidungen zu erwarten, wie die Bürger die Entscheidungsfolgen der 
Alternativen einschätzen können. Das ist für einige Entscheidungsaufgaben vermutlich der 
Fall (im Extremfall Punkt P in Abb. 1), bei vielen anderen jedoch nur in dem Umfang, in dem 
von fachkompetenten neutralen Institutionen möglichst unverzerrte Informationen über die 
Implikationen der Entscheidungsalternativen bereitgestellt werden. Auch die Ergebnisse de-
moskopischer Befragungen von Bürgern sind nur in dem Maße aussagekräftig für deren poli-
tische Präferenzen, wie man davon ausgehen kann, dass sie die tatsächlichen Folgen einschät-
zen können.  

Drittens sind die Zusammenhänge zwischen Entscheidungsfolgen und Präferenzen in demo-
kratischen Gesellschaften noch für weitergehende Prozesse relevant, die als Deliberation be-
zeichnet werden.3 Die Deliberation umfasst verschiedene Arten von demokratischen Diskus-
sionsprozessen in der Gesellschaft. Die Deliberation hat einige Ähnlichkeit mit dem „herr-
schaftsfreien Diskurs“ im Sinne von Habermas (1981). 

Viele Autoren halten die Existenz deliberativer Prozesse mit einer Vielzahl von Bürgern (In-
klusion), deren Auffassungen in relevanter Weise in die Entscheidungen einfließen, für eine 
wesentliche Voraussetzung für die demokratische Legitimation eines Systems. Dies wird als 
Input-Legitimation (Habermas, 1973; Kornelius/Roth, 2004) bezeichnet.4 

Deliberative Prozesse haben in unserem Kontext insofern eine unmittelbare Relevanz, als wir 
davon ausgehen müssen, dass die „informierten Präferenzen“ (vgl. 4.2) zu einzelnen Ent-
scheidungsalternativen nicht nur nicht bekannt, sondern häufig mangels Information und Be-
fassung bei vielen Bürgern nicht einmal vorhanden sind. Die Deliberation ist insofern ein 
wichtiger Prozess, der dazu beiträgt, die Präferenzen herauszubilden.Außerdem ist es in aller 
Regel auch ex post nur schwer verifizierbar, ob tatsächlich eine präferenzadäquate Lösung 
gefunden wurde.5  

Die deliberativen Prozesse in der Gesellschaft benötigen die Fachkompetenz über die Poli-
tikmöglichkeits-Kurve als Input, um zu vermeiden, dass eine lediglich hypothetische Diskus-
sion über Scheinalternativen geführt wird. Als Fazit können wir sagen, dass die demokrati-
schen Prozesse um so besser (präferenzadäquater) funktionieren werden, je höher der Wis-
senstand in der Bevölkerung ist (Lupia/McCubbins, 1998). 
                                                 

3  Vgl. zur Deliberation Bächtiger et.al. (2008), Jenssen (2008), Schaal/Ritzi (2009). 
4  Die Politikwissenschaft unterscheidet zwischen der Output-Legitimation und der Input-Legitimation 

eines demokratischen Systems. Die Output-Legitimation orientiert sich daran, dass im Ergebnis gute Ent-
scheidungen für die Bürger getroffen werden (Schumpeter, 1950, S. 428f.).  Die Input-Legitimation be-
zieht sich auf das (deliberative) Zustandekommen der demokratischen Entscheidungen. Vgl. als Über-
blick Schaal/Ritzi (2009) und die dort angegebene Literatur. 

5  Im politischen Prozess gibt es keine Ex-post-Offenbarung wie auf wettbewerblichen Gütermärkten, auf 
denen sich im Zeitablauf die präferenzadäquaten Produkte gegenüber den weniger präferenzadäquaten 
Produkten durchsetzen. 
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3 Fachkompetenz und Politische Beratung 
 

Das bei Individuen und Institutionen inkorporierte Wissen über die jeweiligen Politikmög-
lichkeits-Kurven bezeichnen wir als Fachkompetenz. Darunter wird dasjenige Niveau von 
spezialisierten Fachkenntnissen verstanden, das bei den einschlägigen Experten der jeweili-
gen Fachgebiete vorhanden ist. Die Fachkompetenz umfasst die Kenntnis alternativer Politik-
optionen und die bestmögliche Abschätzung der jeweiligen Vor- und Nachteile, heißt inklusi-
ve der eventuellen Beeinträchtigung anderer gesellschaftlicher Ziele. 

Wir stellen für die Politiker der Mehrheitsfraktionen und der Regierung,6 für die Politiker der 
Oppositionsfraktionen und für die politisch relevante Öffentlichkeit, die Medien und die Ak-
teure der demokratischen Deliberationsprozesse die Fragen, erstens welches Maß an Fach-
kompetenz sie selbst aufweisen (interne Fachkompetenz) und zweitens, über welche Zugänge 
zu fachkundigen Beratern (externe Fachkompetenz) sie verfügen.  

Die interne Fachkompetenz der Politiker ist aus systematischen Gründen ihrer typischen Rek-
rutierungsprozesse, ihrer Karriereanreize und ihrer zeitlichen Beanspruchung in aller Regel 
gering. Sie sind Allrounder, die auf vielen Gebieten der aktuellen Politik argumentationsfähig 
sein müssen. Einflussreiche Berufspolitiker haben sich in der Regel relativ früh für diese 
„Laufbahn“ entschieden, das heißt bevor sie spezifische Fachkompetenz erwerben und nach-
weisen konnten. Ausgewiesene Experten (evtl. mit Ausnahme von Juristen und Lobbyisten) 
kommen nicht nur wegen des Altersaspektes seltener ins Parlament, sondern auch wegen der 
Rekrutierungsmechanismen der politischen Parteien und wegen der individuellen Opportuni-
tätskosten und Karrierealternativen. 

Die Abgeordneten unterliegen einer hohen zeitlichen Inanspruchnahme durch zahlreiche Rep-
räsentations- und Networking-Erfordernisse innerhalb und außerhalb ihrer Partei. Für den 
Erwerb profunder Fachkompetenz auf Expertenniveau fehlen ihnen die Zeit und die Anreize. 
Die Fachkompetenz ist für ihre politische Karriere weniger relevant als die inhaltliche und 
ideologische Kompatibilität mit der eigenen Partei und die Vernetzung mit diversen Akteu-
ren.  

Noch problematischer ist allerdings, dass eine dennoch vorhandene interne Fachkompetenz 
häufig nicht ergebnisoffen genutzt wird, wenn die generelle Parteilinie bereits bestimmte Po-
sitionen vorgibt. Die in der Fraktion fachlich Zuständigen haben unter Karrieregesichtspunk-
ten starke Anreize, zu einem Ergebnis zu kommen, das von ihrer Partei und nahestehenden 
Verbänden präferiert wird. 

Bezüglich der externen Fachkompetenz haben die Politiker der Regierungsparteien wesent-
lich bessere Zugänge zu fachkompetenten Beratern als die Oppositionsparteien. Noch wesent-
lich schwieriger ist dies für die politisch diskursive Öffentlichkeit. Dies wird noch erörtert. 

Als Basis für derartige Beratungen gibt es in der Gesellschaft grundsätzlich keinen Mangel an 
Fachkompetenz. Die Berater unterscheiden sich jedoch nicht nur im Umfang ihrer Fachkom-
petenz, sondern auch bezüglich ihrer institutionellen Anbindung, die für ihre Anreize zu einer 
inhaltlich unverzerrten, entscheidungsrelevanten Beratung von Bedeutung sind. Diesbezüg-

                                                 

6  Im folgenden wird bezüglich des Regierungspersonals unterschieden in Politiker der Regierung, die in 
der Regel einen allgemein politischen Karriereweg hinter sich haben und den Bediensteten der Ministe-
rien, die typischerweise fachspezifische Laufbahnbeamte sind. 
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lich können wir zur Vereinfachung vier Quellen der Fachkompetenz unterscheiden, nämlich 
(a) interessengeleitete, (b) kommerzielle, (c) unabhängige, und (d) abhängige Berater bzw. 
Fachinstitutionen. 

(a) Interessengeleitete Quellen. Ein wesentlicher Teil der tatsächlichen Quellen der (direkten 
und indirekten) Politikberatung erfolgt interessengeleitet durch Betroffene, Stakeholder, Un-
ternehmen, Verbände etc. Diese können normativ nicht als Politikberater in Betracht gezogen 
werden, da sie nicht am Gemeinwohl orientiert sind, sondern an ihren Partialinteressen. In 
positiver Hinsicht sind sie jedoch von enormer Bedeutung für die politischen Entscheidungen. 

Interessengruppen und Verbände sind (mit Unterstützung ihrer Mitglieder) häufig sehr fach-
kompetent. Sie setzen ihre Fachkompetenz gezielt ein, um für sie vorteilhafte politischen Ent-
scheidungen zu fördern. Sie entwickeln entsprechende Positionen, die sie über die Medien in 
die Öffentlichkeit transportieren und auf verschiedenen Wegen in den politischen Entschei-
dungsprozess einbringen. 

Viele Interessengruppen haben hinreichende finanzielle Ressourcen und oft starke materielle 
Anreize, um fachkompetente Analysen und geeignete Fakten und Argumente bereit zu stellen. 
Sie sorgen gegebenenfalls für die Erstellung von Expertisen von dritter Seite (z.B. von kom-
merziellen oder anderen Institutionen), die dann veröffentlicht werden, wenn sie zu vorteil-
haften Ergebnissen kommen, sofern sie nicht schon durch die Art der Auftragsvergabe und 
diskursiven Begleitung dafür gesorgt haben.  

Von ganz wesentlicher Bedeutung ist, dass sie die eigene Expertise oder diejenige von dritter 
Seite in der Regel gratis bereitstellen und konsumfreundlich aufbereiten. Sie versorgen also 
die Politiker und die Öffentlichkeit (Medien, Journalisten) mit Gratis-Informationen und -
Expertisen, die für diese in ihrem jeweiligen Kontext (z.B. Partei, Redaktion) individuell vor-
teilhaft sind, ohne dass für sie ein finanzieller oder ein größerer zeitlicher Aufwand erforder-
lich wäre. Dies verleiht ihnen bezüglich des politischen Einflusses per se einen Wettbewerbs-
vorsprung vor anderen Arten von Quellen. 

Natürlich wird die Wirkung asymmetrischer Expertise dadurch gemindert, dass die Adressa-
ten sich gundsätzlich des Interessencharakters bewusst sein. Und häufig liefern antinomische 
Interessengruppen andere Argumente und Folgerungen. Man kann jedoch nicht davon ausge-
hen, dass die widerstreitenden Interessen gleichermaßen präsent, potent und einflussreich 
sind. Bestimmte Interessen sind typischerweise deutlich überrepräsentiert und andere unter-
repräsentiert. Zu letzteren gehören im ökonomischen Bereich z.B. Konsumenten und Steuer-
zahler und generell das, was man als „Gemeinwohl“ bezeichnen kann. 

Die starke Präsenz von interessengeleiteten Expertisen in der politischen Sphäre und in der 
Öffentlichkeit stellt ein gravierendes Problem dar, da dies die Anforderungen an die Qualität 
und die Verfügbarkeit neutraler Fachkompetenz und Beratung noch erhöht. Da die Beschaf-
fung letzterer (im Gegensatz zu interessengeleiteter Fachkompetenz) oft Kosten verursacht 
oder ohnehin proprietär ist, besteht hier eine bedenkliche Asymmetrie, zumal die Politiker, 
Journalisten und andere Diskussionsteilnehmer in der Regel nicht offenbaren, woher sie ihre 
(vermeintliche) Sachkunde haben, sofern sie es selbst überhaupt noch wissen. 

(b) Kommerzielle Berater liefern diejenige Expertise, die nachgefragt wird. Sie stellen ihre 
Fachkompetenz in jeder gewünschter Form und Problemspezifität gegen Entgelt bereit. Es 
hängt also von den Auftraggebern und deren Anreizen und Ressourcen ab. Grundsätzlich 
kann jeder (also insbesondere Politiker, Ministerien, Medien, Betroffene, Interessengruppen 
oder politisch interessierte Bürger) diese Beratungsquelle nutzen, wenn er/sie über die ent-
sprechende Zahlungsfähigkeit und -willigkeit verfügt. Dies ist bei der Regierung und bei den 
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einschlägigen Interessengruppen typischerweise eher der Fall als bei den Oppositionsparteien, 
und noch weniger bei Journalisten und interessierten Bürgern. 

Die Aussagen und Ergebnisse kommerzieller Berater sind nicht notwendigerweise ganz von 
den Interessenlagen der Auftraggeber bestimmt. Die Existenz eines Reputationsmarktes be-
grenzt die Neigung zu Gefälligkeitsgutachten, da dies mittelfristig zu einer Minderung der 
Reputation und damit auch der zukünftigen Erlösmöglichkeiten führt. Dies über die Identifi-
zierung des Auftraggebers hinaus inhaltlich festzustellen, erfordert jedoch seinerseits ein-
schlägige Fachkompetenz.  

(c) Unabhängige Fachinstitutionen sind hier definiert als staatliche oder private Institutionen, 
die ihre Fachkompetenz unabhängig von politischen oder wirtschaftlichen Interessen entwi-
ckeln und anwenden und ihre Ergebnisse weitgehend ohne eigene kommerzielle Interessen 
publizieren. Karriere, Status, Gehalt, Ansehen etc. der Experten hängen nicht von bestimmten 
inhaltlichen Ergebnissen ab, sondern eher von der fachlichen Qualität ihrer Arbeit.  

Zu den unabhängigen Fachinstitutionen gehören Universitäten und staatliche Forschungsinsti-
tute. Bei diesen können die politischen Instanzen nicht die Fragestellung, ihre Ergebnisse und 
die Veröffentlichung beeinflussen.7 Die Angehörigen solcher Institutionen sind in aller Regel 
fachlich hochkompetent. Die Analyse und die Darstellung der Ergebnisse ist jedoch primär 
auf ihre eigene Peer-group und nicht auf die politische Verwertung gerichtet. Die Aussagen 
solcher Institutionen haben häufig nur wenig Einfluss auf die politischen Entscheidungspro-
zesse, wenn sie nicht von einem der Akteure oder von den Medien aufgegriffen und multipli-
ziert werden. 

(d) Abhängige staatliche Fachinstitutionen sind solche, bei denen die Politiker direkt oder 
indirekt auf die Experten und deren inhaltliche Aussagen wesentlichen Einfluss nehmen kön-
nen, z.B. weil sie über deren Karrieren mit entscheiden. Dazu gehören oft Ministerien, staatli-
che Ämter, Fachbehörden und andere staatlichen Institutionen. Die institutionelle Struktur 
bietet gegebenenfalls Möglichkeiten zur parteipolitischen Beeinflussung mittels der Personal-
politik.  

Die Politiker können häufig die Fragestellungen und Ergebnisse beeinflussen. Vor allem kön-
nen sie häufig über die Veröffentlichung entscheiden bzw. über die öffentlichen Äußerungen 
von einzelnen Mitarbeitern. Insider staatlicher Institutionen werden immer zögern, gegenläu-
fige Expertisen, Meinungsäußerungen, Politikratschläge etc. in die Öffentlichkeit zu bringen, 
wenn sie den Sanktionsmöglichkeiten und Karriereeinflüssen der Regierungsparteien unter-
liegen.  

Die Nutzung der Fachkompetenz von Experten solcher abhängiger staatlicher Fachinstitutio-
nen (insbesondere Ministerien) ist häufig exklusiv nur für die Regierung möglich und damit 
asymmetrisch im politischen Diskussionskontext. Insbesondere die Öffentlichkeit, die Medien 
und nicht verbandlich-organisierte Betroffene (manchmal auch die parlamentarische Opposi-
tion) haben keinen oder nur einen eingeschränkten Zugang zu solchen Experten, was oft von 
der politischen Opportunität der Inhalte abhängt. Diese Asymmetrie hat oft den (von der je-
weiligen Regierung gewünschten) Effekt, dass die interessierte Öffentlichkeit ihrerseits nicht 
adäquat über die relevanten Zusammenhänge, Optionen und Implikationen informiert ist. 

                                                 

7  Bei unabhängigen Fachinstitutionen kann es jedoch auch fließende Übergänge zu kommerzieller Bera-
tung geben, z.B. wenn solche Einrichtungen Auftragsforschung betreiben oder wenn ihre zukünftige Fi-
nanzierung von staatlichen Institutionen abhängt, deren Entscheidungsträger Politiker sind. 
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Die Regierung hat also durch die Ministerien, Verwaltungen und diverse andere Fachinstitu-
tionen zahlreiche fachkompetente Personen zur Verfügung. In welchem Umfang dies für die 
Qualität der politischen Entscheidungen nutzbringend ist, hängt allerdings davon ab, inwie-
weit solche Fachkompetenz ergebnisoffen oder im Sinne einer apriori präferierten Lösung 
(d.h. inhaltlich selektiv) genutzt wird.  Wenn die Politiker bestimmte parteikompatible Ergeb-
nisse wünschen, werden solche Expertisen nur selektiv genutzt, wenn sie die ohnehin präfe-
rierten Positionen unterstützen. 

 

4  Wissen über gesellschaftliche Präferenzen 
 

Wenn man untersucht, auf welche Weise die politischen Präferenzen der Bürger evaluiert und 
zu den demokratischen Entscheidungsträgern transferiert werden (können), ist es zweckmä-
ßig, zwischen primären, sekundären, tertiären und quartären Informationsprozessen zu unter-
scheiden (Kruse, 1996). Bei allen stellt sich die Frage, wie hoch der Informationsgehalt der 
einzelnen Prozesse ist und welche Anreize bestehen, die Präferenzen reliabel zu ermitteln 
oder sie systematisch zu verzerren. Diese vier Informationsprozesse werden im Folgenden 
vornehmlich unter dem Gesichtspunkt der gegenwärtigen Verhältnisse betrachtet, in einigen 
Fällen mit Blick auf institutionelle Alternativen, die anschließend betrachtet werden. 

 

4.1  Primärer Informationsgehalt und Sanktionskraft von Parlamentswahlen  

 

Primäre Informationen werden durch das normale Funktionieren des jeweiligen Systemme-
chanismus automatisch erzeugt, in einem Markt durch die Verkaufszahlen, in einer demo-
kratischen Gesellschaft durch die Wahlergebnisse. Gesonderte Anreize und Ressourcenauf-
wand sind hierfür nicht erforderlich. 

Es besteht grundsätzlich der Anspruch, dass bei allen Themen (bzw. auf allen Politikfeldern) 
die Bürgerpräferenzen den normativen Maßstab bilden und möglichst adäquat umgesetzt 
werden sollten. Es ist offensichtlich, dass der Informationsgehalt der Wahlergebnisse bezüg-
lich der Bürgerpräferenzen auf den einzelnen Politikfeldern sehr gering ist. Die primären In-
formationsprozesse der Demokratie funktionieren (im Gegensatz zu wettbewerblichen Gü-
termärkten) sehr schlecht. 

Dies liegt in erster Linie am „übergroßen Delegationsumfang“,8 der jeden einzelnen Wähler 
zu einer sehr pauschalen Stimmabgabe zwingt und damit die einzelnen Präferenzelemente 
verwässert.9 Mit dieser einen Stimmabgabe müssten nicht nur die Präferenzen zu allen Poli-
tikfeldern artikuliert werden, sondern auch die Zustimmung oder Ablehnung des jeweiligen 

                                                 

8  Der Delegationsumfang einer Wahl bezeichnet die Zahl und Bedeutung der präferenzrelevanten Elemen-
te, die mit einem einzigen Delegationsvorgang übermittelt werden. In einer parlamentarischen Demokra-
tie werden praktisch alle Präferenzelemente der Bürger zu diversen Problemfeldern mit nur einer einzi-
gen Stimmabgabe transportiert. Der „übergroße Delegationsumfang“ der Wahlen steht im Zusammen-
hang mit dem demokratischen Legitimationsmonopol des Parlaments. Dies ist ausführlicher thematisiert 
in Kruse (1996) und (2008a). 

9  Wenn die einzelnen Bürger bei den verschiedenen Themen (eigentlich) unterschiedliche Parteien präfe-
rieren, müssen sie  notwendigerweise Kompromisse machen. Sie wählen dann eine Partei, die bei einigen 
Themen gar nicht ihren Präferenzen entspricht. 
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Führungspersonals (Politiker), die Belohnung oder Sanktionierung früherer Erfolge, Fehlver-
halten oder gebrochener Wahlversprechen etc.  

Eventuell sind jedoch die Folgen des geringen Informationsgehalts von Wahlergebnissen gar 
nicht so gravierend, da grundsätzlich leistungsfähige sekundäre Informationsprozesse zur 
Verfügung stehen (Demoskopie, vgl. 4.2). Dass der geringe primäre Informationsgehalt der 
Wahlergebnisse durch demoskopische Methoden adäquat kompensiert wird, ist jedoch nur 
dann zu erwarten, wenn dafür adäquate Anreize bestehen, das heißt, wenn die Sanktionskraft 
hoch ist.10 

Allerdings ist die Sanktionskraft der demokratischen Wahlen bezüglich einzelner Politikthe-
men ebenfalls gering. Die Anreize der Politiker, tatsächlich im Sinne der Bürger zu handeln, 
werden auf vielen Gebieten von anderen Motiven und Interessen überlagert. Die Politiker 
müssen bei den meisten Themen (alle die vor den Wahlen nicht stark medial präsent sind) 
nicht befürchten, bei den nächsten Wahlen negativ sanktioniert zu werden, wenn sie den Prä-
ferenzen der Bürger zuwider handeln. Es bestehen große diskretionäre Freiräume (Caplan, 
2007, S. 96), abweichend von den Wünschen der Bürger eigene Ziele, Ideologien und Interes-
sen zu verfolgen und insbesondere die Interessen „nahestehender Gruppen“ zu fördern.  
 

4.2  Sekundäre Informationsprozesse und Demoskopie    

 

Sekundäre Informationen beschafft sich ein Entscheidungsträger durch eigene Aktivitäten, im 
wirtschaftlichen Bereich durch Marktforschung, im politischen Bereich insbesondere durch 
demoskopische Methoden. Sekundäre Informationsprozesse verursachen Kosten, die mit dem 
angestrebten Informationsgehalt wachsen, und bedürfen deshalb spezifischer Anreize. Diese 
hängen von der Sanktionskraft ab, denen der Entscheidungsträger unterliegt. Im wirtschaftli-
chen Bereich ist dies zum Beispiel die Wirkung auf die Marktanteile, in der Politik sind dies 
die Effekte auf die Wahlergebnisse. 

Im politischen Bereich bieten demoskopische Verfahren prinzipiell die Möglichkeit, die Prä-
ferenzen der Bürger zu einzelnen Themen zu evaluieren. Bei adäquater Fragestellung und 
Methodik erlauben sie grundsätzlich eine hohe Differenziertheit und versprechen bei adäqua-
ter Anwendung einen hohen Informationsgehalt. Allerdings gilt dies nur, wenn zwei Voraus-
setzungen erfüllt sind, nämlich (1) die Anreizkompatibilität und (2) ein hinreichender Infor-
mationsstand der Bürger.  

(1) Besteht tatsächlich ein Interesse der Regierung und der Mehrheitsfraktionen, mittels de-
moskopischer Methoden die politischen Präferenzen zuverlässig zu ermitteln? In vielen Be-
reichen kann man davon ausgehen, dass dies der Fall ist. In manchen Fällen haben die Regie-
rungsparteien sich (z.B. aus ideologischen der Interessengründen) jedoch bereits für eine be-
stimmte Politik entschieden und sind nur noch daran interessiert, eine öffentliche Unterstüt-
zung zu suggerieren, z.B. wenn sie präferenz-widrig diskretionäre Freiräume nutzen (Caplan, 
2007; Gersbach, 2007). Sie können dies in Grenzen durch die Art der demoskopischen Fra-
gestellung beeinflussen, indem andere Implikationen von Alternativen als diejenigen präsen-
tiert werden, die Ergebnisse fachkompetenter Analysen wären.  
                                                 

10  Die Sanktionskraft betrifft die Frage, ob die Entscheidungsträger genügend starke Anreize haben, tat-
sächlich im Sinne der Bürger zu handeln. Hat die Umsetzung der Bürgerpräferenzen Auswirkungen auf 
den Erfolg und die Karriere von Politikern? Wenn das System starke Anreize liefert, im Sinne der Präfe-
renzen der Bürger zu handeln, besteht eine hohe Sanktionskraft. 
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Das Gleiche gilt für die demoskopischen Ergebnisse, die direkt oder indirekt von Interessen-
gruppen initiiert werden. Insbesondere Verbände haben oft die Anreize und die Ressourcen, 
die öffentliche Meinung und die politischen Entscheidungen zu beeinflussen, indem sie Mei-
nungsumfragen mit eigenen Fragestellungen machen lassen und diese (falls genehme Ergeb-
nisse resultieren) in geeigneter Weise in die Medien einspeisen. 

Die Praktiken fragwürdigen Umgangs mit dem Instrument der Demoskopie werden begrenzt 
durch die Möglichkeiten anderer Akteure, ebenfalls Umfragen in Auftrag zugeben.  Grund-
sätzlich bleibt bei vielen demoskopischen Aussagen, die über die Medien transportiert wer-
den, unklar, wer sie veranlasst hat und wie professionell die Methode ist. Dies trägt dazu bei, 
dass Meinungsumfragen oft als beliebig eingeschätzt werden und die Politiker sich darüber 
leicht hinwegsetzen können. Die Politiker können diese nach kurzfristiger Opportunität zitie-
ren oder ignorieren. Insofern besteht auch kaum Druck, die Ergebnisse demoskopischer Erhe-
bungen über die Präferenzen der Bürger adäquat in politische Entscheidungen umzusetzen. 

Trotz dieser Skepsis gegenüber der gegenwärtigen Rolle demoskopischer Erhebungen ist die 
Demoskopie grundsätzlich gut geeignet, die politischen Präferenzen der Bürger zu ermitteln, 
wenn die Fragestellung fachlich adäquat, die Stichprobe repräsentativ und die Methoden pro-
fessionell sind. 

(2) Ein generelles Argument gegen die Verwendung demoskopischer Ergebnisse als normati-
ve Richtschnur der Politik bezieht sich auf die fehlende Fachkompetenz der befragten Bürger. 
Dies betrifft die Unterscheidung zwischen „responsiv“ (an den Bürgermeinungen orientiert) 
(vgl. Brettschneider, 2002, S. 541) und „accountable“ (verantwortungsvoll) (vgl. Kersting, 
2008; Strom, 2000) als zwei unterschiedlichen Konzepten politischen Handelns. Darauf ba-
sieren in der Regel auch die Argumente von Politikern, die politische Entscheidungen gegen 
die „demoskopischen Bürgermeinungen“ treffen. 

Solche Argumente sind nicht generell von der Hand zu weisen. Belastbare Ergebnisse sind 
nur dann zu erwarten, wenn die befragten Bürger mit der jeweiligen Thematik hinreichend 
vertraut sind. Viele Bürger haben bei einzelnen Themen erst dann eine eigene Meinung, die 
ihren „wahren Präferenzen“ einigermaßen entspricht, wenn sie hinreichende Informationen 
haben und sie (mindestens rudimentär) darüber nachgedacht haben.  

Statt von der „wahren Präferenz“ oder von Caplans (2007, 25ff.) „enlightened preferences“  
sprechen wir im folgenden von der „informierten Präferenz“ eines Bürgers. Das ist diejenige 
Position zu einem Politikthema, die er äußern würde, wenn er einen hinreichend guten Infor-
mationsstand (incl. elementarer Sachkenntnis) über das Thema hätte. Dies unterstellt, dass die 
Präferenzäußerungen verlässlicher werden, wenn mehr Informationen vorhanden sind (Cap-
lan, 2007, S. 81ff). Dies hängt natürlich davon ab, dass die Informationen in ihrer Gesamtheit 
nicht asymmetrisch verzerrt sind. 

Je stärker die Personen ihre Position AJ unter dem Einfluss zunehmenden Wissens (wesent-
lich) ändern, desto wichtiger ist die Informationsbereitstellung über die Politikmöglichkeits-
Kurve für die Ermittlung der „informierten Präferenzen“. Für die politischen Prozesse bedeut-
samer als die Frage, ob ein Einzelner seine politischen Präferenzen besser als ohne spezifi-
sche Informationen kennt, ist, ob die Präferenzverteilung aller Bürger dadurch wesentlich 
verändert wird. Eine solche Situation repräsentiert die Abb. 3. 
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Abb. 3: Bürgerpräferenzen und Wissensstand 

 

Die obere Kurve zeigt eine mögliche Verteilung der Präferenzäußerungen zum Thema A bei 
geringem Wissensstand der Befragten, während die untere dies für die gleichen Befragten 
zeigt, nach dem sie sich über das Thema informiert und sich eine fundiertere Meinung gebil-
det haben. 

Die Kurve FAG repräsentiert dann die Verteilung der „informierten Präferenzen“ über die PM-
Kurve, das heißt in Kenntnis der jeweiligen Entscheidungsfolgen, während das für FA0 nicht 
der Fall ist. Wenn die Verteilungen FAO und FAG weitgehend übereinstimmen würden, würden 
die Meinungsäußerungen uninformierter Bürger keine Reliabilitätsprobleme aufwerfen. 

Wenn beide Kurven dagegen häufig stark voneinander abweichen, ist der Informationsstand 
der Bürger für ihre Präferenzermittlung von großer Relevanz. Dies gilt z.B. für viele wirt-
schaftspolitische Entscheidungsprobleme. Je geringer die ökonomische Fachkompetenz bzw. 
der Informationsstand von Bürgern ist, desto stärker werden in der Meinungsäußerung z.B. 
langfristige Auswirkungen von kurzfristigen Effekten verdrängt. Ebenso werden die Allokati-
onswirkungen von den Verteilungseffekten  überlagert (Enste et al., 2009; Kruse, 2009). Dies 
gilt insbesondere für die komplexen Problemfelder (Feld S der Abb. 1), die Gegenstand die-
ses Beitrages sind. 

  

4.3 Tertiäre und quartäre Informationsprozesse 

 

Tertiäre Informationen sind solche, die von Betroffenen (z.B. unzufriedene Bürger, Interes-
sengruppen, Lobbyisten etc.) an die Entscheidungsträger herangetragen werden, ohne von 
diesen konkret abgefragt worden zu sein. Dies können sowohl einzelne Betroffene und Un-
ternehmen sein als auch Interessengruppen, Verbände, Lobbyisten etc. Solche Betroffenen 
sind häufig besonders fachkundig und liefern Informationen in der Regel gratis (analog zu der 
interessengeleiteten Fachkompetenz in Abschnitt 3), was von vielen Politikern und Journalis-
ten besonders geschätzt wird und dadurch den Impact erhöht. 
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Sie haben das grundsätzliche Problem, dass die Informationen von den Interessenlagen der 
Absender bestimmt und somit vermutlich verzerrt sind. Sie sind jedoch in inhaltlicher Hin-
sicht nicht notwendigerweise durchgängig tendenziös. Man kann generell davon ausgehen, 
dass Interessengruppen in der Lage sind, die Präferenzen der Bürger geschickterweise so dar-
zustellen, dass sie den von ihnen gewünschten Entscheidungsoptionen förderlich sind. Sie 
sind in der Lage, die Sichtweisen von Politikern, Medien und Bürgern wesentlich zu beeinf-
lussen, indem sie ihre Informationen in die geeigneten Kanäle einspeisen.   

Quartäre Informationen werden von anderer Seite (z.B. Medien, Wissenschaftler, andere In-
stitutionen etc.) geliefert, ohne dass sie von den Entscheidungsträgern oder von Betroffenen 
beauftragt oder bezahlt werden und ohne das sie eigene inhaltliche Interessen haben. Im poli-
tischen Bereich können dies z.B. Meinungsumfragen von Medien, wissenschaftlichen oder 
anderen Instituten sein. Dabei stellt sich für jede einzelne Aussage die Frage, wie gut die An-
reizstruktur und die Informationsbasis der Quelle bezüglich der Qualität und der Unverzerrt-
heit der Information ist, das heißt z.B., wie sie finanziert werden. 

Zu den Bereitstellern quartärer Informationen gehören erstens Wissenschaftler, Forschungsin-
stitute, Universitäten, einzelne private Forschungsinstitutionen oder –stiftungen etc. (außer 
wenn sie im Auftrag Dritter handeln), soweit sie im Rahmen ihrer Forschungsprojekte Präfe-
renzen der Bürger evaluiert haben. Solche Personen und Institutionen sind in der Regel auf 
ihrem jeweiligen Feld hochgradig fachkompetent und werden aus Gründen von Karriere, Re-
putation etc starke Anreize haben, fachlich gute Arbeit zu leisten. Man kann davon ausgehen, 
dass sie im Regelfall bezüglich der inhaltlichen Ergebnisse nicht systematisch verzerrt sind. 
Dies kann bei Auftragsforschung anders sein.11 

Zu den quartären Informationslieferanten gehören zweitens die Medien. Die Bedeutung der 
Massenmedien für die politischen Präferenzbildungsprozesse kann kaum überschätzt werden. 
Sie sind in vielen Fällen das entscheidende Instrument zur Meinungsbildung. Sie sind ein 
zentraler Transmissionsweg (für die Präferenz- und Politikoptions-Informationen) zwischen 
den Experten, den Bürgern und den Politikern. Über die fachliche Qualität sind keine generel-
len Aussagen möglich, da dies zwischen und innerhalb der einzelnen Medienobjekte und zwi-
schen den individuellen Journalisten sehr unterschiedlich ist.  

Was die inhaltliche Ausrichtung betrifft, kann man in der Gesamtheit der Medien nicht von 
verzerrten Anreizen ausgehen. Dies kann bei einzelnen Zeitungen, Fernsehprogrammen, 
Internetseiten etc. natürlich anders sein. Die Existenz von Tendenzmedien mit bestimmter 
politischer Richtung gehört geradezu zu einer pluralistischen Medienlandschaft. Problemati-
scher ist der Einfluss von Interessengruppen auf Journalisten, da hier systematische Effekte 
zu vermuten sind. Im Ganzen kann man wegen der Medienpluralität und des medialen Wett-
bewerbs grundsätzlich davon auszugehen, dass die artikulierten Präferenzen bei den meisten 
Themen weitgehend der entsprechenden Verteilung bei den Bürgern entsprechen.  

Grundsätzlich muss man jedoch die spezifischen medialen Anreizstrukturen der einzelnen 
Medienobjekte in Betracht ziehen, die kommerziellen Mechanismen unterliegen. Die Präfe-
renzen der Rezipienten führen dazu, dass viele Medienobjekte weniger an anstrengenden und 
langweiligen Sachinformationen orientiert sind als eher an sensationellen, personenbezoge-
nen, bewertenden, moralischen Inhalten etc. (Caplan, 2007, S. 96).  

                                                 

11  Solche Ergebnisse werden eventuell als sekundäre Informationen der Entscheidungsträger oder als tertiä-
re Informationen von Seiten der Auftraggeber in die Öffentlichkeit gelangen. Die Frage, ob und in wel-
cher Weise diese Forschungsergebnisse veröffentlicht werden, wird dann von den Interessen der Auf-
traggeber bestimmt. 
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Zu den quartären Informationsquellen können auch Bürger und z.B. Stiftungen (ohne eigenes 
inhaltliches Interesse) gezählt werden, deren Engagement über das generelle Interesse „eines 
guten Staatsbürgers“ am Gemeinwohl hinaus geht. Die Wirkung auf die Meinungsbildung 
hängt dabei stark von den verfügbaren Ressourcen, den Beziehungen zu Medien etc. ab. 

Als Fazit kann man sagen, dass wegen des geringen Informationsgehalts der primären Prozes-
se andere Informationswege erforderlich sind. Diese Situation wird häufig von Partialinteres-
sen genutzt, ihre Auffassungen bei Politikern, Medien und Bürgern zur Geltung zu bringen 
und damit Einfluss zu nehmen. Dies wird dadurch stark gefördert, dass gemeinwohlorientierte 
Fachkompetenz für diese eher rar und wenig entscheidungsorientiert aufbereitet ist, so dass es 
für Bürger verwendbar wäre und damit den Partialinteressen das Feld überlassen wird. 

 

5  Unabhängige offene Fachkompetenz   
 

Wie die voranstehenden Abschnitte deutlich gemacht haben, bestehen für „gute“ demokrati-
sche Entscheidungen schwerwiegende Probleme in beiden Sphären des hierfür relevanten 
Wissens, derjenigen der technologischen Fachkompetenz und derjenigen der Kenntnis der 
„informierten politischen Präferenzen“ der Bürger (Lupia/McCubbin, 1998).  

Die Verfügbarkeit von adäquater Fachkompetenz ist die Voraussetzung für die Qualität de-
mokratischer Prozesse und Entscheidungen. Es wurde schon oben darauf hingewiesen, dass 
dies mangels interner Fachkunde vor allem eine Frage adäquater Beratung ist, und zwar (1) 
für die eigentlichen demokratischen Entscheidungen der offiziellen demokratischen Institu-
tionen wie Parlament und Regierung (und gegebenenfalls Senat, vgl. Kruse, 2008b), (2) für 
die einzelnen Bürger, die bei Wahlen zu repräsentativen Gremien, gegebenenfalls bei Plebis-
ziten sowie bei demoskopischen Befragungen etc. dazu aufgefordert sind, ihre politischen 
Präferenzen zutreffend zu artikulieren, und (3) für die Medien, die in der Praxis die Öffent-
lichkeit ausmachen und die deliberativen Prozesse in der Demokratie vorantreiben und un-
terstützen und damit auch die Verbindung zwischen den genannten Bereichen herstellen. 

Für alle ist wichtig, dass eine entscheidungsnahe Fachkompetenz (a) für sie tatsächlich ver-
fügbar und (b) in verlässlicher Weise inhaltlich unabhängig ist. Gegenwärtig sind die politi-
schen Alternativen, bevor sie in der Öffentlichkeit richtig diskutiert werden können, häufig 
bereits durch bestimmte Absichten verzerrt, einerseits durch parteipolitische Ziele und takti-
sche Überlegungen, andererseits durch die Interessenlage bestimmter Gruppen. Es geht also 
darum, die gesellschaftlich vorhandene Fachkompetenz näher an die demokratischen Prozesse 
heranzuführen und mit größerer Verbindlichkeit auszustatten. Dazu gehört vor allem, die Ent-
stehung und Nutzung von Fachkompetenz sowohl von den Politikern als auch von Partial-
interessen unabhängiger zu machen.  

Der zentrale Ansatzpunkt der institutionellen Reformperspektiven sind die staatlichen Fachin-
stitutionen und die externen Beratungsergebnisse, die aus staatlichen Mitteln finanziert wer-
den. Dies umfaßt im wesentlichen zwei Reformelemente, nämlich: (1) Alle staatlichen Fach-
institutionen werden politikunabhängig aufgestellt und (2) alle Ergebnisse werden öffentlich 
zugänglich gemacht. 

(1) Die staatlichen Fachinstitutionen bzw. ihre organisatorischen Untergliederungen arbeiten 
auf bestimmten Fachgebieten und erfüllen ihre Aufgaben auf der Basis gesetzlicher Vorga-
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ben.12 Sie sind inhaltlich spezifisch kompetent und stehen in der Regel im Peer-group-
Kontext ihres Fachgebietes. Ihr Personal wird grundsätzlich nach fachlichen Gesichtspunkten 
rekrutiert, ausgebildet und bezahlt. 

Für eine Teilmenge von diesen – nämlich diejenigen, die oben als „abhängige Fachinstitutio-
nen“ bezeichnet wurden – wird über die Führungspositionen von parteipolitisch besetzten 
Gremien entschieden und/oder es werden dem Personal entsprechende Karriereanreize ver-
mittelt, was sich auf die inhaltlichen Ergebnisse und ihre Kommunikation bezieht. Dies redu-
ziert nicht nur die professionelle Qualität der Institutionen, sondern auch die Unabhängigkeit 
der Arbeit und den gesellschaftlichen Wert der Ergebnisse.  

Die Politikdominanz ist im herkömmlichen System angelegt, weil die Verfassung ein „Mono-
pol für demokratische Legitimation“ (Kruse, 1996, 2008a) erzeugt, das vom Parlament und 
von der Politischen Klasse (v. Beyme, 1993; Borchert, 1999), und speziell von den jeweiligen 
Regierungsparteien zur Machtausübung in fast allen gesellschaftlichen Bereichen genutzt 
werden kann, unter anderem auch zur Personalpolitik in staatlichen Institutionen.   

Wenn man dieses Monopol zu Gunsten einer dualen demokratischen Legitimation (Kruse, 
2009) beseitigen würde, könnte man sämtliche staatlichen Fachinstitutionen von parteipoliti-
schen Einflüssen unabhängig machen und die Delegationsaufgaben (also die Ernennung des 
Top-Personals) dennoch einer Institution übertragen, die über eine demokratische Legitimati-
on verfügt. Eine solche kann der „Senat“ sein, der von den Bürgern direkt gewählt wird und 
nicht aus Mitgliedern der Politischen Klasse besteht.13 

Der Senat erfüllt dann die Delegationsaufgabe für sämtliche staatlichen Fachinstitutionen 
sowie außerdem für die Judikative (z.B. Ernennung von Verfassungsrichtern). Für die Neube-
setzungen von Spitzenpositionen in bedeutenden staatlichen Entscheidungs- oder Beratungs-
gremien setzt der Senat Kommissionen ein, die einerseits aus Senatoren und andererseits aus 
angesehenen Experten der jeweiligen Fachgebiete bestehen.14 Letztere haben die Fachkenn-
tnis und die Verbindungen in die Institutionen der Fachgebiete, so dass sie Peer-group-

                                                 

12  Zu den Fachinstitutionen gehören nahezu alle staatlichen Institutionen außerhalb des unmittelbaren Poli-
tikbereichs (Politik-Kern), z.B. die Einheiten der allgemeinen Verwaltung sowie die einzelnen Ministe-
rien und spezielle Ämter und Institute etc. Außerdem gehören dazu im wirtschaftspolitisch relevanten Be-
reich z.B. die Bundesbank, das Bundeskartellamt, die diversen Regulierungs- und Aufsichtsbehörden 
etc., die Informations- und Kontroll-Institutionen des Staates (wie z.B. der Bundesrechnungshof, Statisti-
sche Ämter etc.) sowie Positionen in staatlichen Beratungsinstitutionen (z.B. Sachverständigenrat, Mo-
nopolkommission etc.). In anderen Bereichen gehören dazu zahlreiche spezielle Ämter verschiedener 
Art, sowie Forschungsinstitute und Universitäten etc. 

13  Die Unabhängigkeit der Senatoren von der Politischen Klasse wird dadurch erreicht, dass Personen, die 
in den letzten Jahren Parlamentssitze oder führende Funktionen in Parteien oder Verbänden wahrge-
nommen haben, vom passiven Wahlrecht ausgeschlossen werden. Die Arbeit im Senat ist eine Nebentä-
tigkeit, so dass die Senatoren ihre normalen Berufe während dieser Zeit nicht aufgeben. Die Entlohnung 
der Senatoren orientiert sich an der Bezahlung von Spitzenkräften in anderen Bereichen der Gesellschaft. 
Ein wesentlicher Teil der arbeitsintensiven und fachlich anspruchsvollen inhaltlichen Tätigkeiten der 
Entscheidungsvorbereitung des Senats wird an Experten delegiert. Die wichtigsten Aufgaben der Senato-
ren bestehen in der beratungsgestützten Auswahl adäquater Experten und in der sachgerechten Umset-
zung der präsentierten Expertisen in reale Entscheidungen sowie in seiner Rolle als Zweite Kammer bei 
der Gesetzgebung. Vgl. zur Konzeption des Senates genauer Kruse (2008b). 

14  Die verschiedenen Positionen in den diversen Fachinstitutionen unterscheiden sich durch ihre fachliche 
Spezifität. Insbesondere bei hoher fachlicher Spezifität einer Position kann die Qualifikation in der Regel 
nur von solchen Personen inhaltlich beurteilt werden, die ebenfalls dem betreffenden fachlichen Peer-
Group-Kontext angehören. 
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Evaluationen nutzen können. Die Kommissionen machen Vorschläge an den Senat, der über 
die Personalien entscheidet. 

Die Reform der Delegationsaufgabe bei den staatlichen Institutionen bewirkt wesentliche 
Unterschiede zur bisherigen Praxis. Vor allem haben die Parteien dann keinen Einfluss auf 
die Besetzung, können keine Parteipatronage betreiben und können die Anreize der Mitarbei-
ter dieser Institutionen auch inhaltlich nicht beeinflussen. Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit, 
dass die Implikationen von Politikoptionen (PM-Kurve) weitgehend objektiv dargestellt wer-
den. 

(2) Der zweite wesentliche Punkt betrifft die Reform der Informationspolitik und die Verbrei-
tung der Ergebnisse fachkompetenter Analysen. Viele abhängige Fachinstitutionen, vor allem 
Ministerien und Behörden, liefern gegenwärtig ihre Expertise nur an die jeweilige Regierung, 
die nach politischer Opportunität über die Veröffentlichung entscheiden kann. Dadurch wird 
die betreffende Fachkompetenz eventuell nicht nur der parlamentarischen Diskussion entzo-
gen, sondern auch dem öffentlichen und dem fachöffentlichen Diskurs in den Medien und in 
anderen Bereichen der Gesellschaft. 

Stattdessen sollten die staatlichen Institutionen verpflichtet werden, ihre Expertise nicht nur 
der jeweiligen Regierung zu vermitteln, sondern sie in der Regel auch der Öffentlichkeit zur 
Verfügung zu stellen. Die generelle Veröffentlichung ist schon insofern naheliegend, als diese 
Institutionen aus allgemeinen Steuermitteln finanziert werden. Das Gleiche gilt auch für die 
Ergebnisse kommerzieller Beratung, die von staatlichen Institutionen beauftragt und bezahlt 
wurde. 

Im Ergebnis wird damit die gesellschaftlich vorhandene Fachkompetenz näher an die demo-
kratischen Entscheidungen herangeführt und für öffentliche Diskussionen nutzbar gemacht. 
Die Verfügbarkeit fachkompetenter Analysen zu den Implikationen von Optionen anstehen-
der demokratischer Entscheidungen ermöglicht auch anderen fachkompetenten Personen und 
Institutionen der Gesellschaft eine inhaltliche Diskussion. Auf diese Weise werden nicht nur 
die parlamentarischen Diskussionen fachlich aufgerüstet, sondern auch die deliberativen Pro-
zesse in der Öffentlichkeit, insbesondere in den Medien. 

Die Artikulation von politischen Präferenzen bei den Wählern durch Plebiszite, demoskopi-
sche Verfahren und fachspezifische repräsentative Gremien ist auf diese Weise zuverlässiger 
möglich als das sonst der Fall wäre. Der öffentliche Diskurs wird durch fachkundigen Input 
gehaltvoller und relevanter. Die Diskussionsbeiträge der Bürger und Politiker können auf eine 
größere fachliche Expertise zurückgreifen bzw. von solcher leichter widerlegt werden. Dies 
gilt insbesondere für die jeweilige Opposition in- und außerhalb des Parlaments. Es betrifft 
auch die Medien und ihre Funktion der Vermittlung von Experten-Statements für die Bürger. 

Ganz besonderes wichtig ist die Kompensierung eventueller Kompetenzvorsprünge von ein-
schlägigen Interessengruppen. Bisher beruht ein Teil des Einflusses der Verbände auf ihrer 
großen Fachkompetenz und dem umfangreichen Vorhandensein von Insiderwissen, das sie 
einerseits gegenüber den Politikern und andererseits gegenüber den Medien in die Waagscha-
le werfen und damit Einfluss ausüben. Dies wird deutlich schwieriger, wenn unabhängige 
Kompetenz öffentlich besser zugänglich ist bzw. die anderswo vorhandene professionelle 
Fachkunde sich dezidiert in der Öffentlichkeit äußern kann. 
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6  Präferenz-Evaluation und Wahlen 
 

Wir unterstellen für die Verfahren zur Evaluierung der Bürger-Präferenzen, die im folgenden 
erörtert werden, dass den Bürgern (und den Medien) als Folge der vorher genannten Refor-
men (a) deutlich mehr und (b) wesentlich zuverlässigere Informationen und unabhängigere 
Fachkompetenz bei der Beurteilung der realistischen Entscheidungs-Alternativen zur Verfü-
gung stehen, als das jetzt der Fall ist. 

Wir betrachten im folgenden drei Arten der Präferenzevaluation, nämlich (1) Reformen im 
Wahlsystem und in den parlamentarischen Prozessen, (2) eine erweiterte Rolle für die De-
moskopie und (3) die Perspektiven für die direkte Demokratie. 

 

6.1  Differenzierte Wahlen zu Fachräten 

 

Ein zentrales Problem der gegenwärtigen Parlamentswahlen ist deren übergroßer Delegati-
onsumfang. Dieser führt einerseits dazu, dass der primäre Informationsgehalt der Wahlen 
über die Bürgerpräferenzen gering ist und andererseits, dass eine Sanktionskraft des politi-
schen Prozesses für die meisten einzelnen Politikfelder weitgehend fehlt. 

Eine daran anknüpfende Reformperspektive, die schon früher (Kruse, 2008a) skizziert wurde,  
besteht darin, dass jeder Bürger bei den Wahlen nicht nur eine Stimme zum Parlamentsple-
num abgibt, sondern zusätzlich auch zu fachspezifischen parlamentarischen Gremien (Fachrä-
te), die jeweils für einzelne Politikfelder eingerichtet werden. Fachräte sind also Gremien für 
einzelne Politikgebiete und weisen von daher Ähnlichkeiten zu heutigen Ausschüssen auf. 
Allerdings wird ihnen hier keine derart nachrangige Stellung zugewiesen, wie das bisher bei 
Parlamentsausschüssen der Fall ist. Sie erhalten im Gesetzgebungsverfahren eine deutlich 
stärkere Stellung, wenngleich letztlich das Parlamentsplenum die Entscheidungen trifft. 

Für jedes Politikfeld (z.B. Außenpolitik, Innenpolitik, Haushaltspolitik, Wirtschaftspolitik, 
Gesundheitspolitik, Verkehrspolitik, Umweltpolitik etc.) existiert dann ein solcher Fachrat. 
Jeder Bürger kann bei den Parlamentswahlen zu den einzelnen Fachräten für jedes Politikfeld 
separat wählen, das heisst, einer Partei, einer sonstigen Liste oder unabhängigen Kandidaten 
seine Stimme geben. Auf diese Weise wird jede Partei auf den verschiedenen Politikfeldern 
unterschiedlich hohe Fachrats-Stimmenanteile erlangen. 

Dies hat einen deutlich höheren primären Informationsgehalt der Wahlen zur Folge. Die Prä-
ferenzen der Bürger zu den einzelnen Politikfeldern werden deutlicher sichtbar. Es unterwirft 
die Parteien einer differenzierteren Sanktionskraft und verleiht ihnen eine nach Politikfeldern 
unterschiedlich hohe inhaltliche Legitimation. Es schafft Anreize für zusätzliche sekundäre 
Informationsprozesse (Demoskopie) für einzelne Politikfelder. Für die Politiker wird es 
schwieriger, sich über die Präferenzen der Bürger, die sich in den Stimmenanteilen der zuge-
hörigen Fachräte ausdrücken, einfach hinwegzusetzen.  

Die Gesetze werden von den zuständigen Fachräten erarbeitet und vom Parlament beraten 
und beschlossen. Das Parlament hat also die primäre Gesetzgebungskompetenz. Bei abwei-
chenden Positionen zwischen dem Parlament und den Fachräten haben diese die Möglichkeit, 
das Parlament zu erneuten Diskussionen und Abstimmungen zu veranlassen. 

Ein wesentliches institutionelles Gestaltungselement sind die Verfahrensweisen und  Kompe-
tenzverteilungen im inhaltlichen Konfliktfall, das heißt bei unterschiedlichen Mehrheiten im 
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Parlament und in den Fachräten. Es wird ein differenziertes Verfahren mit unterschiedlichen 
Mehrheitserfordernissen und Zurückverweisungen vorgesehen und zwar in Form einer abge-
stuften Regelung zwischen zwei Extremen der formalen Kompetenzverteilung zwischen 
Fachrat15 und Parlament.16 Außerdem können weitere Lesungen und Abstimmungen vom 
Einholen neuer Expertise, von demoskopischen Erhebungen oder gar von Plebisziten abhän-
gig gemacht werden. 

Die Parteien stellen für jeden Fachrat eine (regional gegliederte) Liste auf und sorgen schon 
damit dafür, dass die einschlägige Fachkompetenz einen höheren Stellenwert erhält, erstens 
innerhalb der Parteirekrutierung und andererseits für das Parlament. Es gilt für die Wahlen zu 
den Fachräten keine 5%-Klausel, so dass auch unabhängige Kandidaten Wahlchancen haben.  

Ein potentielles Problem könnte darin bestehen, dass die Wahlbeteiligung zu einigen Fachrä-
ten aufgrund von Unkenntnis oder mangelndem Interesse der Bürger möglicherweise gering 
ist und damit eine Verzerrung der Präferenzverteilung verbunden sein kann. Deshalb wird 
vorgesehen, dass eine nicht abgegebene Fachratsstimme durch diejenige Partei ersetzt wird, 
die der betreffende Bürger bei der Wahl zum Parlamentsplenum gewählt hat.17 Ein einzelner 
Wähler könnte sich dann eventuell darauf beschränken, nur bei solchen Fachräten seine 
Stimme gesondert abzugeben, bei denen er mit seiner ansonsten präferierten Partei nicht kon-
form geht. 

Dieses Fachrat-Verfahren lässt Rückwirkungen auf die Informationsprozesse der Kandidaten 
und auf die öffentliche Diskussion erwarten. Wenn ein Wähler die Möglichkeit hat, seine Prä-
ferenzen differenziert nach Politikfeldern zum Ausdruck zu bringen und damit auch Sankti-
onswirkungen erzielen kann, hat er auch größere Anreize, sich entsprechend zu informieren. 
Und die Medien haben ein größeres Interesse, politikfeldspezifische Informationen zu liefern. 

Auf diese Weise werden auch die deliberativen Prozesse in der Gesellschaft wesentlich rele-
vanter. Die Positionen und Argumente der Bürger können differenzierter in ein Abstim-
mungsverhalten umgesetzt werden, das eine tatsächliche Wirkung auf die demokratischen 
Entscheidungen entfaltet. Zusätzlich bieten die Fachräte politische Mitwirkungsmöglichkei-
ten für feldspezifisch engagierte Bürger, ohne einer Partei beitreten zu müssen. Dies erhöht 
die demokratische Partizipation in der Gesellschaft insgesamt. 

 

6.2 Demoskopie   

 

Grundsätzlich bieten demoskopische Methoden relativ gute Möglichkeiten, die Präferenzen 
der Bürger zu ermitteln. Wenn dies allerdings mehr sein soll als eine unverbindliche Informa-
                                                 

15  Eine Extremlösung besteht in einer starken legislativen Funktion der Fachräte und einem eher formalen 
Vetorecht des Parlaments. Dies wäre zum Beispiel dann der Fall, wenn Fachratsbeschlüsse nur mit einer 
qualifizierten Mehrheit des Parlaments blockiert werden könnten. Diese Extremlösung wird schon des-
halb nicht praktikabel sein, weil bei einzelnen Themen eventuell mehrere Fachräte Zuständigkeit beans-
pruchen könnten. 

16  Das andere Extrem besteht darin, dass das Parlament jede legislative Vorlage eines Fachrates ablehnen 
und gegebenenfalls durch eine eigene ersetzen kann. Selbst dann hätten die Wahlen zu den einschlägigen 
Fachräten eine große Bedeutung als primäre Informationserzeuger und für den politischen Diskussions-
prozess, zumal die Fachräte dann über eine eigenständige demokratische Legitimation und über eine hö-
here Fachkompetenz verfügen. 

17  Angenommen, die Wahlbeteiligung zu einem bestimmten Fachrat beträgt nur 60% derjenigen zum Par-
lament. Dann werden 40% der Sitze von den Parlamentsparteien bestimmt.  
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tion, sind zwei Aspekte genauer zu betrachten, nämlich (1) die Methodik der Demoskopen 
inklusive der Fragestellung und (2) der Informationsstand der Befragten. 

Wie oben ausgeführt wurde, hängt der Informationsgehalt der Befragung über die Präferenzen 
davon ab, dass die Fragesteller (demoskopische Institute bzw. ihre Auftraggeber) und die Be-
fragten einen hinreichenden Informationsstand über die tatsächlichen Politikalternativen ha-
ben. Die Medien und die deliberativen Prozesse bilden gewissermaßen die Vermittlungsebene 
zwischen der Fachkompetenz einerseits und der Präferenzartikulation andererseits. Sie trans-
formieren die Fachkompetenz-Informationen in leichter verständliche Aussagen für die Bür-
ger. Wenn die Reformen bezüglich der Öffentlichkeit von Fachkompetenz umgesetzt wird, ist 
der Informationsstand merklich höher, als das jetzt der Fall ist.  

Ein Punkt betrifft die Durchführung und die Fragestellung. Ersteres beinhaltet die Größe und 
die Repräsentativität der Stichprobe, was auch eine Frage der finanziellen Ressourcen und der 
professionellen Kompetenz ist. Die Fragestellung muss so formuliert sein, dass sie die realen 
Alternativen in den Fragen adäquat abbildet. Es ist klar, dass demoskopische Verfahren zu-
verlässiger sind, wenn die Bürger mehr Kenntnisse über reale Alternativen haben.  

Der Kernpunkt ist jedoch die Art der Durchführung, die von den politischen Akteuren und 
anderen Stakeholdern unabhängig sein muss. Das heißt, eine neutrale Stelle muss die Frages-
tellung festlegen bzw. kontrollieren. 

Ein demoskopischer Prozess, der offizielle Folgen haben soll, muss von einer neutralen Stelle 
(außerhalb von Regierung und Opposition) konzipiert, beauftragt und überwacht werden. Da-
für bietet sich der Senat an. Dieser beauftragt demoskopische Institute, die im Wettbewerb 
stehen, einerseits mit der Konzeption und Fragestellung und andererseits mit der Durchfüh-
rung.  

 

6.3 Direkte Demokratie  

 

Unter Ökonomen ist die Vorstellung populär, dass Elemente direkter Demokratie eingeführt 
werden sollten. Das heißt, die Bürger stimmen direkt über bestimmte Inhalte ab (Volksab-
stimmungen, Plebiszite).18 Plebiszite haben ihre Vorteile bei solchen Themen demokratischer 
Entscheidungsaufgaben, bei denen der normative Gehalt hoch und die erforderliche Fach-
kompetenz (Wissen) gering ist (Punkt P in Abb. 1). 

Insbesondere die fehlende Fachkompetenz kann für die adäquate Repräsentierung der Bür-
gerpräferenzen ein Problem darstellen. Bei komplizierten inhaltlichen Zusammenhängen 
würden viele Bürger entweder (a) eine Wahl treffen, die sie später bereuen, weil sie die Im-
plikationen nicht durchschaut haben, oder (b) gar nicht an der Wahl teilnehmen, was wegen 
asymmetrischer Wahlanreize ebenfalls zu verzerrten Ergebnissen führen würde. Wenn die 
Informationen über die PM-Kurve besser werden, wird damit auch der Bereich von Themen 
größer, die grundsätzlich für Plebiszite geeignet sind. Allerdings gibt es hierfür auch Grenzen 
unter quantitativen Gesichtspunkten. Wenn häufig Plebiszite stattfinden, würden auch die 
positiven Informationsanreize wieder abnehmen und die meisten Bürger vermutlich überfor-
dern. 

                                                 

18  Vgl. zur Direkten Demokratie z.B. Frey (1994), Brunetti/Straubhaar (1996), Bürklin (1997), Schiller 
(2002), Selb (2008). 
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Die Plebiszite stehen zu demoskopischen Verfahren in einem substitutiven Verhältnis. Durch 
Plebiszite kann man eventuell etwas über die politischen Präferenzen ermitteln, was man (bei 
adäquater Methode) durch die Demoskopie allerdings auch ermitteln könnte. Eine Volksab-
stimmung liefert unter bestimmten Bedingungen gute primäre Informationen über die Präfe-
renzen der Bürger bezüglich des jeweiligen Themas. Zu den Bedingungen gehört insbesonde-
re ein guter Informationsstand über die tatsächlichen Politikalternativen. Die Fragestellung 
muss vergleichsweise einfach sein, das heisst sie besteht im Wesentlichen nur aus „ja oder 
nein“, und liefert insofern auch nur sehr einfache Informationen. Im Vergleich dazu bietet die 
Demoskopie die Möglichkeit zu differenzierten Fragen zum Umfeld der Thematik und liefert 
damit wesentlich mehr Informationen. Zudem sind Plebiszite um ein Vielfaches aufwendiger 
als demoskopische Verfahren. 

 

7 Fazit   
 

Demokratische Entscheidungen (insbesondere in der Gesetzgebung) sind bezüglich ihrer 
Auswirkungen häufig komplex. Das politische System sorgt gegenwärtig nicht für eine adä-
quate Informationsgenerierung und –vermittlung. Dies gilt einerseits für die Herausarbeitung 
der tatsächlich relevanten Alternativen (incl. ihrer Vor- und Nachteile), was in erster Linie 
eine Frage der Fachkompetenz und der Anreize ist. Es gilt andererseits für die Ermittlung der 
Präferenzen der Bürger bezüglich alternativer gesellschaftlicher Zustände. 

Im Mittelpunkt des vorliegenden Papiers stehen institutionelle Reformen des politischen Sys-
tems, so dass die Informations- und die Fachkompetenzprobleme besser gelöst werden kön-
nen. Vorgeschlagen wird erstens, dass die staatlichen Fachinstitutionen von den politischen 
Akteuren weitgehend unabhängig werden und sie ihre Fachkompetenz breiter verfügbar ma-
chen. Zweitens wählen die Bürger nicht nur das Palament (und den Senat als zweite Kam-
mer), sondern auch spezifische Fachräte für einzelne Politikfelder. Drittens werden die deli-
berativen Prozesse in der Öffentlichkeit und den Medien mit mehr Fachkompetenz-Input aus-
gestattet, so dass demoskopische und plebiszitäte Elemente eine größere Relevanz erhalten 
können.   
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